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1.
Neue Ausbildungsverträge: Rekord im Handel 
Der Handel zählt zu den ganz besonders wichtigen Ausbildungsbereichen in Deutschland. Und die Entwicklung der letzten Jahre zeigt eindeutig, dass der Handel Entscheidendes für das Gelingen des Ausbildungspaktes, der bislang in jedem Jahr seine Ziele erreicht hat, geleistet hat. Während es 2007 mit 625.914 insgesamt 12,2% mehr neue Ausbildungsverträge gab als 2003 - dem Jahr vor dem Ausbildungspakt, konnte allein in den drei Kernberufen des Handels - Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel, Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel, Verkäufer/Verkäuferin - zusammengenommen ein Zuwachs von 28,8% erreicht werden.

In den drei am stärksten besetzten Ausbildungsberufen des Handels werden im Schnitt der letzten Jahre fast 70.000 neue Ausbildungsverträge pro Jahr geschlossen - in 2007 waren es sogar über 75.000. Viele Handelsunternehmen bilden in einer breiten Berufspalette aus. Dabei handelt es sich um Spezialberufe wie auch Querschnittsberufe, die ebenfalls in anderen Wirtschaftsbereichen ausgebildet werden. Die folgende Tabelle enthält Daten aus den BIBB-Erhebungen zum 30.09. aus einer Vielzahl von Berufen, in denen der Handel ausbildet.

Neue Ausbildungsverträge in ausgewählten Berufen 2004 bis 2007
	Beruf
	2007
	2006
	2005
	2004
	2007 zu
2006 in %

	Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel
	34.030
	31.741
	29.544
	29.986
	+7,2

	Verkäufer/in
	24.660
	21.342
	18.485
	17.159
	+15,5

	Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel
	16.710
	15.351
	14.687
	15.660
	+8,9

	Buchhändler/in
	811
	818
	771
	900
	-0,9

	Drogist/in
	846
	752
	526
	540
	+12,5

	Bürokaufmann/Bürokauffrau
	24.935
	22.949
	22.599
	24.122
	+8,7

	Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation
	14.997
	13.540
	13.699
	13.717
	+10,8

	Automobilkaufmann/-kauffrau
	4.063
	3.840
	3.730
	3.882
	+5,8

	Änderungsschneider/in 
(neu ab 2005)
	274
	226
	78
	-
	+21,2

	Bodenleger/in
	261
	277
	280
	221
	-5,8

	Fachinformatiker/in
	8.647
	7.631
	7.437
	7.657
	+13,3

	Fachlagerist/in (zuvor: 
Handelsfachpacker/in)
	6.223
	4.675
	3.912
	3.471
	+33,1

	Fachkraft für Lagerlogistik (zuvor: ...für Lagerwirtschaft)
	8.981
	7.525
	6.168
	5.908
	+19,3

	Fahrradmonteur/in
	494
	537
	370
	168
	-8,0

	Fachmann/Fachfrau für Systemgastronomie
	2.851
	2.464
	2.041
	2.056
	+15,7

	Fachverkäufer/in im Lebensmittelhandwerk
	12.934
	12.179
	12.035
	11.681
	+6,2

	Florist/in
	2.617
	2.597
	2.512
	2.828
	+0,8

	Informatikkaufmann/-kauffrau
	1.508
	1.510
	1.564
	1.846
	-0,1

	Kaufmann/Kauffrau für Spedition und Logistikdienstleistungen
	6.144
	5.472
	5.116
	5.150
	+12,3

	Kosmetiker/Kosmetikerin
	549
	467
	383
	464
	+17,6

	Musikalienhändler/in
	23
	30
	29
	24
	-23,3

	Reiseverkehrskaufmann/-kauffrau
	2.447
	2.468
	2.371
	2.761
	-0,9

	Servicefahrer/Servicefahrerin 
(neu ab 2005)
	214
	154
	67
	-
	+39,0

	Gestalter/in für visuelles Marketing
	663
	640
	492
	488
	+3,6

	Fachkraft für Möbel-, Küchen- und Umzugsservice (neu ab 2006)
	688
	370
	-
	-
	+85,9

	Tankwart
	217
	445
	245
	277
	-51,2

	Alle hier berücksichtigten Berufe
	176.787
	160.000
	149.141
	150.966
	+10,5

	Alle Berufe
	625.153
	576.153
	550.180
	572.980
	+8,6


Quelle: BiBB-Erhebungen zum 30.09.
Anmerkung: Vertragszahlen in Vorgängerberufen wurden jeweils einbezogen.
Hervorzuheben bleibt zudem, dass die drei Kernberufe des Handels bei den Neuabschlüssen inzwischen die Ränge 1 (Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel mit 34.030 neuen Verträgen), 3 (Verkäufer, 24.660) und 8 (Kaufleute im Groß- und Außenhandel, 16.710) belegen. Zu berücksichtigen bleibt, dass es beim Kaufmann im Einzelhandel darüber hinaus laut BIBB-Erhebung zum 30.09. noch knapp 2.000 sog. Anschlussverträge gibt.

Vom DIHK gibt es inzwischen auch erste Zahlen über die Ende 2007 in den Berufen insgesamt bestehenden Ausbildungsverhältnisse. Die Daten für den Handel:

· Kaufleute im Einzelhandel: 78.193 Ausbildungsverhältnisse, 4,7% mehr als Ende 2006
· Verkäufer/innen: 43.587 Ausbildungsverhältnisse, 12,7% mehr als ein Jahr zuvor

· Kaufleute im Groß- und Außenhandel: 40.608 Ausbildungsverhältnisse, 3,7% mehr als Ende 2006.
2.
 REWE-Group
Die REWE bot 2.500 neue Ausbildungsverträge im Jahr 2007: Zu der erneut sehr kräftig gestiegenen Ausbildungsleistung des Handels trug die REWE Group deutlich bei. So erhöhte der Handelskonzern im vergangenen Jahr die Zahl seiner Auszubildenden von zuvor ca. 6.400 auf knapp 7.000. Als einer der größten Ausbildungsbetriebe in Deutschland gibt er jungen Menschen allein im Lebensmittelhandel in 13 Berufssparten Perspektiven und Aufstiegsmöglichkeiten. Auch in 2008 will die REWE Group ihr hohes Niveau in der beruflichen Qualifizierung halten: Insgesamt sollen rund 2.500 Auszubildende neu eingestellt werden. "Unsere Mitarbeiter tragen maßgeblich zum Unternehmenserfolg bei. Sie geben uns neue Impulse. Wir bieten ihnen Perspektiven", erklärte Dr. Ursula Schütze-Kreilkamp, Leiterin Personal- und Führungskräfteentwicklung der Unternehmensgruppe, auf der Internationalen Grünen Woche.

Auf seinen Lorbeeren ausruhen will sich Deutschlands zweitgrößter Handels- und Touristikonzern jedoch nicht. Denn Einzelhandelsberufe stehen eher selten auf der beruflichen Wunschliste junger Menschen. "Viele Schulabgänger wissen gar nicht, welch qualifizierte und abwechslungsreiche Berufe der Handel offeriert", so Schütze-Kreilkamp. Daher startete die REWE eine umfassende, breit angelegte Ausbildungskampagne. Sie soll junge Menschen über die vielfältigen Tätigkeiten informieren und zu einer Ausbildung in der Branche motivieren. Denn: Der Handel ist attraktiver als sein Ruf.

Querdenker willkommen: Vor allem gute Realschüler und Abiturienten werden gesucht. Schließlich beschränken sich die beruflichen Möglichkeiten nicht allein auf den Verkauf. Vielmehr warten anspruchvolle Arbeitsplätze in Funktionsbereichen wie Controlling, Marketing, Beschaffung und Einkauf, Warenwirtschaft oder Logistik auf die Bewerber. "Kreative Persönlichkeiten und Querdenker sind dabei herzlich willkommen", sagte Schütze-Kreilkamp. Wer sich für eine internationale Karriere interessiert, ist im Lebensmitteleinzelhandel ebenfalls genau richtig: Er bietet größere Chancen als die meisten anderen Wirtschaftszweige.

Schnell nach oben: Die Aussichten, nach der vergleichsweise kurzen Ausbildungszeit von zwei bis drei Jahren übernommen zu werden, sind im Übrigen sehr gut. Zudem rekrutiert die REWE Group ihre Führungskräfte bevorzugt aus den eigenen Reihen, was in anderen Branchen eher selten ist. Für die Qualifikation von Top-Managern richtete sie jüngst sogar eine eigene Universität namens "Campus" ein. In dieser "Stätte der Wissensvermittlung" werden heranwachsende Führungskräfte aus 14 Ländern von erstklassigen Management-Dozenten internationaler, renommierter Business Schools fortgebildet.

Starthilfe für Selbstständige: Das "REWE-Partnerschaftsmodell" bietet die Möglichkeit, unternehmerisch sehr früh auf eigenen Beinen zu stehen. Zahlreiche Interessenten werden auf diesem Weg in die Selbständigkeit von der REWE Group – sei es finanziell oder/und fachlich - begleitet. Angehende Selbständige haben somit ein niedrigeres Startrisiko und können sich auf ihre Kerntätigkeiten konzentrieren. So bleibt dem Kaufmann die Zeit, sich um das wirklich Wichtige zu kümmern: Markt, Ware und Kunden.

3. Handel, FDP und andere für duale Ausbildung und gegen Ausbildungsbonus
Jens Kettler, Vorsitzender des HDE/BGA-Bildungsausschusses und Leiter der Edeka-Juniorengruppe,  nahm im Handelsjournal zur Ausgangsthese: „Der Ausbildungsbonus liefert die falschen Anreize“ wie folgt Stellung:

„Eindeutig Ja – weil so nicht ein einziger zusätzlicher Ausbildungsplatz geschaffen wird und die Regierung 300.000 junge Menschen zu potenziellen Förderfällen macht – obwohl jedes Jahr sehr viele Altbewerber in eine normale duale Ausbildung einmünden. Reine Mitnahmeeffekte sind vorprogrammiert – und damit werden die nächsten „Altbewerber“ produziert. Die meisten derjenigen, die auch über mehrjährige Versuche nicht in eine betriebliche Ausbildung kommen, haben erhebliche individuelle Defizite; ein Zuschuss von maximal 6.000 € bietet definitiv keinen Anreiz, die Einstellungskriterien zu senken. Mit dem EQJ und weiteren finanzierten Maßnahmen gibt es bereits erprobte und probate Mittel, junge Menschen an die Ausbildungsreife heranzuführen. Die Regierung bestraft mit dieser ad hoc Maßnahme vor allem die Betriebe, die in den letzten Jahren ihre Ausbildungsplätze bis über die Kapazitätsgrenze gesteigert haben, wie der Handel. So nicht. Die Förderung muss auf Altbewerber mit individuellen und Eignungsbezogenen Hemmnissen konzentriert werden. Und diese Hilfe darf sich vor allem nicht in Geld erschöpfen, sie muss mit ausbildungsbegleitenden Hilfen und sozialpädagogischer Betreuung kombiniert werden. Die Förderung dieser jungen Menschen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die weit vor der Ausbildung ansetzen muss.“ In diesem Sinne haben HDE-Präsident Sanktjohanser (Rewe) und HDE-Vize-Präsident Mierdorf (Metro) auch gegenüber BMAS Scholz argumentiert. Notwendig bleibt eine Konzentration der mit dem sog. Ausbildungsbonus förderbaren Zielgruppe auf wirkliche Problemfälle; zudem müssen die Finanzmittel aus dem Staatshaushalt und nicht aus dem beitragsfinanzierten Haushalt der Bundesagentur für Arbeit kommen.
Die Bundesregierung soll eine Exzellenzinitiative für berufliche Bildung starten und auf den so genannten "Ausbildungsbonus" verzichten. Das forderte die FDP in einem Antrag (16/7733). 60 Prozent eines Jahrgangs in Deutschland absolvieren eine duale Ausbildung. Die Exzellenzinitiative soll laut FDP zum Ausdruck bringen, dass eine Ausbildung auch für leistungsstarke Jugendliche von Interesse sei. Statt einen "Ausbildungsbonus" an Betriebe zu zahlen, die schwer vermittelbare Bewerber einstellen, solle die Regierung die Einstiegsqualifizierung Jugendlicher (EQJ) verbessern, um die Chancen auf einen „echten beruflichen Ausbildungsplatz“ zu verbessern. Die FDP willen außerdem die duale Ausbildung als „Verbundaufgabe von Betrieben, Berufsschule und überbetrieblichem Ausbildungszentrum“ erhalten. Zudem soll die „Beibehaltung des Berufsprinzips“ gewährleistet werden; auch nach „Einführung breitbandiger flexibler Ausbildungsberufe“ müsse die Berufsausbildung die Basis für ein erfolgreiches Berufsleben legen können. Auch müsse dafür Sorge getragen werden, dass am Ende jeder Ausbildung eine anerkannte öffentlich-rechtliche Prüfung stehe.
Die Bundesgerierung hat ja neben dem sog. Ausbildungsbonus noch eine zweite Aktivität zugunsten von Altbewerbern vor: Das Erprobungsprogramm „Qualifizierung in Ausbildungsbausteinen“. In der Qualifizierungsinitiative steht dazu recht lapidar: „In 10-12 wichtigen Berufen des dualen Systems sollen Ausbildungsbausteine erprobt werden, mit denen Altbewerbern ein schrittweiser Übergang in reguläre duale Ausbildung oder eine Zulassung zur Externenprüfung vor der Kammer ermöglicht wird. Ziel ist in beiden Fällen ein dualer Berufsabschluss. Im Rahmen der Erprobung können die Ausbildungsbausteine auch bei der betrieblichen Einstiegsqualifizierung, beim Qualifizierungszuschuss und in der Nachqualifizierung eingesetzt werden. Beabsichtigt ist die Förderung von 50 Pilotregionen in Deutschland.“ Bis jetzt ist nach sehr intensiver und zeitaufwändiger Entwicklungsarbeit im BIBB (gemeinsam mit Fachleuten vorwiegend aus Unternehmen und Verbänden) aber die notwendige öffentliche Ausschreibung nicht gelaufen.

4. KMK-Präsidentin nennt Ziele 
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU), saarländische Ministerin für Bildung, Familie, Frauen und Kultur, hat die Präsidentschaft der Kultusministerkonferenz 2008 übernommen. Sie will den eingeschlagenen Reformkurs zur Qualitätsentwicklung im Bildungsbereich nachhaltig unterstützen und die Diskussionen um die Themen wie PISA, IGLU oder die zentralen Bildungsstandards konsequent weiterführen. Schwerpunkte seien aber die frühkindliche und berufliche Bildung. „Hier wird das Saarland in enger Abstimmung mit den beiden folgenden Kultusministerkonferenz-Vorsitzländern Mecklenburg-Vorpommern und Bayern von 2008-2010 mit einer gemeinsamen Strategie langfristige und nachhaltige Akzente anstoßen. Denn gute Bildungspolitik erfordert einen langen Atem und Konzepte über jährliche Präsidentschaften hinaus“, so Kramp-Karrenbauer. Die Föderalismusreform habe die Verantwortlichkeiten im Bildungsbereich klar definiert, die Kultusministerkonferenz müsse in ihren Entscheidungen die erforderliche Balance zwischen den wettbewerblich bestimmten eigenen Lösungen der Länder und ihrer gesamtstaatlichen Verantwortung übernehmen. „Alle Bildungsbereiche stehen unter dem Anspruch der Qualitätsentwicklung und sind durchdrungen vom gemeinsamen Bemühen um mehr Bildungsgerechtigkeit, Durchlässigkeit und Integration in Schule und Hochschule“, sagte sie.

Für den Bereich der frühkindlichen Bildung kündigte die Präsidentin eine enge Zusammenarbeit mit den anderen betroffenen Fachkonferenzen an, um die Zusammenarbeit zwischen der Familien-, Jugend- und Bildungspolitik weiter zu intensivieren. Gerade unter dem Gesichtspunkt der Bildungsgerechtigkeit soll jedes Kind in Kindertagesstätten und Schule optimal gefördert werden. „Das Beherrschen der deutschen Sprache, die Lernmotivation und die Konzentrationsfähigkeit seien dabei von zentraler Bedeutung. Eine moderne Bildungsgesellschaft könne es nicht akzeptieren, dass soziale Benachteiligung von Generation zu Generation übernommen werde. Dort, wo Eltern die notwendige Unterstützung und Förderung ihrer Kinder nicht leisten könnten, müsste Politik deshalb ganz gezielt dafür sorgen, dass auch diese Schülerinnen und Schüler die Schule erfolgreich abschließen.
Zweites Schwerpunktthema sei die berufliche Bildung. So will die KMK die angebliche Ausuferung der Berufsausbildung eindämmen; denn nach Einschätzung der neuen KMK-Präsidentin seien von den knapp 350 anerkannten Ausbildungsberufen 200 „sehr spezialisiert“, so dass „sehr viele Auszubildende weite Wege zu ihrer Ausbildung in Kauf nehmen“ müssten, sagte sie gegenüber dem Handelsblatt; es könne nicht angehen, dass von den neun Berufen, die im Herbst eingeführt werden, nur einer im Saarland beschult werden könne. Da stellt sich die Frage, ob Beschulungsprobleme oder Beschäftigungsperspektiven im Vordergrund der Gestaltung von Ausbildungsberufen stehen sollen; jedenfalls kommen Betriebe und ihre Ausbildungsmöglichkeiten in der Kultusargumentation nicht vor. Und wenn dies, wie in den Medien zum Teil geschehen, als „Entschlackung der Berufsausbildung“ verstanden wird, dann fragt man, wo der Beitrag der Berufsschulen aus Kultussicht zu einer „Entschlackung“ liegen soll. 
 „Wir haben in den Vollzeitberufsschulen mittlerweile so umfassende Möglichkeiten, allgemeine Schulabschlüsse zu erreichen, dass das gemeinsam mit der Frage der Durchlässigkeit ein ganz wichtiger Punkt bei der Bildungsgerechtigkeit ist“, so Kramp-Karrenbauer. „Das Schulsystem muss den Wechsel von einem Bildungsweg zum anderen erlauben, eine Berufsausbildung darf nicht zu einer Sackgasse werden. Im Rahmen einer Berufsausbildung muss vielmehr auch die Möglichkeit gegeben sein, einen allgemeinen Abschluss erreichen zu können, der den Weg in ein Studium öffnet. Diese Möglichkeiten müssen wir noch deutlicher im Bewusstsein der Öffentlichkeit verankern“, so die Präsidentin. Genau diese Zielsetzung passt aber nicht so wirklich in die aktuelle Debatte um Herstellung von Durchlässigkeit im Bildungssystem und Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung, wobei bekanntlich der Deutsche Qualifikationsrahmen (DQR) fördernde Dienste leisten soll. Denn die Kultusminister fordern zusätzlich zum berufsbildenden Abschluss noch einen weiteren allgemeinbildenden Abschluss, damit dual Ausgebildete auch die Chance zum Hochschulstudium bekommen können. Die Koalitionsvereinbarung von CDU/CSU und SPD ist viel offener; der DQR soll kompetenzorientiert gestaltet werden; der eigenständige Wert beruflicher Kompetenzen wird seitens der Kultusminister nicht angemessen gewürdigt, er wird eher vernachlässigt. Hier muss sich die Kultusseite wohl ein wenig mehr bewegen, damit es zu einer Gleichwertigkeit und verbesserter Durchlässigkeit kommen kann. Begrüßt werden allerdings die Überlegungen auf Kultusseite, mehr Transparenz beim Hochschulzugang für „Nicht-Abiturienten“ schaffen zu wollen, indem die sehr unterschiedlichen Regelungen der Länder „womöglich“ vereinheitlicht werden. Das klingt ja noch sehr vage, ist aber längst überfällig und muss verbunden sein mit einer Erleichterung des Zugangs, damit interessierte leistungsstarke Absolventen der dualen Ausbildung diese Möglichkeiten auch real nutzen können. Mehr (Mit)Entscheidungskompetenz des Bundes in dieser zentralen bildungspolitischen Frage wäre sehr hilfreich, ist aber durch die letzte Föderalismusreform nicht ermöglicht worden.
5.
Exzellenzinitiative für die Lehre
Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft will die Hochschullehre aus ihrem Schattendasein holen. Mit einem Förderprogramm „Exzellenzinitiative für die Lehre“ sowie der Gründung einer „Deutschen Lehrgemeinschaft“ will der Stifterverband den Stellenwert und die Qualität der Lehre an den deutschen Hochschulen erhöhen. „Ziel ist es, im deutschen Hochschulsystem langfristig eine Lehrkultur zu etablieren, die denselben Qualitätsansprüchen genügt wie die Forschung“, sagte der Präsident des Stifterverbandes, Arend Oetker. Herzstück der Initiative ist ein Wettbewerb um die besten Zukunftsstrategien der Hochschulen für Lehre und Studium. Der Wettbewerb soll Universitäten und Fachhochschulen dabei unterstützen, ihr Renommee als Ausbildungsstätte zu steigern. Die ausgezeichneten Hochschulen sollen sich zu einem „Qualitätszirkel“ zusammenschließen und eine „Charta guter Lehre“ erarbeiten.

Gemeinsam mit Partnern aus Unternehmen und Stiftungen will der Stifterverband den Wettbewerb mit fünf Millionen Euro dotieren. Darüber hinaus erhofft der Stifterverband eine staatliche Kofinanzierung des Wettbewerbs in gleicher Höhe. „Gespräche mit der Kultusministerkonferenz sind weit gediehen“, sagte Oetker. Darüber hinaus setzt sich der Stifterverband für die Gründung einer „Deutschen Lehrgemeinschaft (DLG)“ analog zur Deutschen Forschungsgemeinschaft ein. Sie soll innovative Lehrvorhaben fördern. Nach den Vorstellungen des Stifterverbandes sollen Hochschulen Mitglied in der DLG werden, wenn sie Mindeststandards guter Lehre erfüllen. So soll die Lehrqualifikation bei Berufungen stärker berücksichtigt werden oder das Lehrpersonal regelmäßig weitergebildet werden. Beim finanziellen Aufbau einer solchen DLG erwartet Arend Oetker eine maßgebliche Beteiligung des Bundes. An die Länder appellierte er, „etwaige mit der Föderalismusreform entstandene verfassungsrechtliche Bedenken beiseite zu lassen“. Angesichts jahrelanger Unterfinanzierung des Hochschulsystems, brauche Deutschland eine „nationale Kraftanstrengung“ und eine substanzielle Investition der öffentlichen Hand.
6.
Ausbildungs-Formulare: DIHK stärkt Bundeseinheitlichkeit
Viele überregional tätige Handelsunternehmen haben sich schon länger geärgert über die unterschiedlichen Vordrucke, mit denen die zuständigen Stellen bzw. Kammern in den diversen Regionen Anmeldungen zu Prüfungen, Eintragungen in die Kammerrolle, Führen von Ausbildungsnachweisen und Ähnlichem geregelt haben. Auf dringenden Wunsch von Filialunternehmen insbesondere aus dem Handel hat nun mit Unterstützung des HDE eine AG des DIHK einen Ratgeber zur Ausbildung in Filialbetrieben“ entwickelt und wesentliche Informationen (z. B. zur Eignung von Ausbildern) sowie vor allem bundeseinheitliche Formulare – diese auch zum Download – zur Verfügung gestellt. Der DIHK zum Hintergrund: Während die Auszubildenden der Filialisten an verschiedenen Betriebsstätten im Bundesgebiet tätig sind und somit von unterschiedlichen Industrie- und Handelskammern (IHKn) betreut werden, ist die Ausbildungsverwaltung bundesweit tätiger Firmen meist an einem Standort zentralisiert. Probleme können etwa bei unterschiedlichen Bewertungen der einzelnen IHKn oder bei einem Wechsel der ausbildenden Betriebsstätte auftauchen. 

Die neue Broschüre gibt nun Antworten auf typische Fragen deutschlandweit tätiger Unternehmen. Der Anhang enthält als zusätzlichen Service die bundeseinheitlichen Formulare inklusive des bundeseinheitlichen Ausbildungsvertrags. Download unter www.dihk.de im Bereich Ausbildung.
7. Bachelor und Master: Durchaus zufriedene Studierende 

Studierende, die einen Bachelor anstreben, sind tendenziell zufriedener als ihre Kommilitoninnen und Kommilitonen in traditionellen Studiengängen. Die Unterschiede sind nicht dramatisch hoch, aber in vielen Studienbereichen deutlich – sagt Hochschul-Informations-System HIS aufgrund einer Studierendenbefragung. Beispielsweise bei den Wirtschaftswissenschaftlern: Das Lehrangebot ist im Bachelor besser (60 % sind mit diesem zufrieden oder sehr zufrieden, in traditionellen Studiengängen sind dies nur 52 %), auch mit der Teilnehmerzahl in den Veranstaltungen sind die Bachelor-Studierenden deutlich zufriedener (53 % versus 39 %), gleiches gilt für die sachlich-räumliche Ausstattung (58 % versus 45 %).

Bachelor-Studierende sind zufriedener – dies gilt zwar nicht in jedem einzelnen Fall, aber es gilt generell, wenn auch nicht überall in gleichem Umfang. Dabei stehen die Hochschulen mit der Umstellung auf die neue Studienstruktur vielfach noch am Anfang, häufig sind die Geburtswehen der Bachelor-Einführung noch nicht richtig abgeklungen und noch sehen sich – so schreibt es HIS - viele Bachelor-Studierende in der unkomfortablen Rolle eines Versuchskaninchens. Es hätte daher nicht überrascht, wenn die Zufriedenheit unter den „Kollateralschäden der Umstellung“ gelitten hätte. Umso erfreulicher sind daher diese Ergebnisse der HIS-Studie.

	Tabelle Gesamtzufriedenheit
(Zufriedene und sehr Zufriedene in %)

	Alles in allem: wie zufrieden sind Sie mit ...
	FH
	Uni

	
	BA
	Ma
	Trad.
	BA
	Ma
	Trad.

	... der Betreuung durch die Lehrenden
	58
	68
	56
	46
	56
	43

	... dem Lehrangebot
	60
	66
	54
	48
	55
	48

	... den Teilnehmerzahlen in Veranstaltungen
	64
	79
	57
	36
	54
	32

	... der sachlich-räumlichen Ausstattung
	59
	65
	53
	41
	44
	36


Sehr deutlich bessere Ausbildungsbedingungen finden sich in den Bachelor-Studiengängen der Fächergruppe Rechtswissenschaften: So sind z. B. mit 61 % doppelt so viele Studierende mit der Betreuung durch die Lehrenden zufrieden (traditionelle Studiengänge: 31 %). Allerdings sind diese Studiengänge nur bedingt mit den klassischen zum Staatsexamen führenden Rechtswissenschaften vergleichbar. Immerhin: Die auf breiter Front sehr niedrige Lehrqualität in den Rechtswissenschaften scheint nicht zwingend an den Lehrgegenstand gebunden zu sein. Möglicherweise lassen sich, so schlussfolgert HIS, gerade bei den Juristen mit einer Neuorganisation der Studienstruktur sehr starke Verbesserungen erzielen.

Noch zufriedener sind die Studierenden im Master-Studium. In allen untersuchten Dimensionen der Studienqualität finden sich bei ihnen laut HIS deutlich höhere Zustimmungsquoten. Aus Sicht der Studierenden und mit Blick auf die Studienqualität lässt sich somit sagen: Bologna ist schon jetzt ein Erfolg, die Studienstrukturreform hat, obgleich sie vielfach noch am Anfang steht, zu einer deutlichen Verbesserung der Studiensituation geführt.

Dies sind wichtige Ergebnisse des Studienqualitätsmonitors 2007, mit dem die HIS Hochschul-Informations-System GmbH und die AG Hochschulforschung der Universität Konstanz knapp 22.000 Studierende von 150 Hochschulen befragt haben. Weitere Ergebnisse finden sich im jetzt veröffentlichten Hauptbericht (www.his.de). 
8. Weniger Studienabbrecher

Der Studienabbruch an den deutschen Hochschulen hat sich weiter verringert. Von 100 deutschen Studienanfängern der Jahrgänge 1999 bis 2001 haben 21 ihr Erststudium ohne Examen aufgegeben. Bei der letzten Berechnung, die den Studienanfängern von 1997 bis 1999 galt, lag diese Quote noch bei 22 %. Der Rückgang des Studienabbruchs beruht dabei auf einer günstigen Entwicklung an den Universitäten. Hier beträgt der Anteil der Studienabbrecher nur noch 20 %, an den Fachhochschulen dagegen 22 %.
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Hinsichtlich des Studienabbruchs in den neu eingeführten Bachelor-Studiengängen darf nicht übersehen werden, dass diese überdurchschnittlich häufig in Studienbereichen zu finden sind, die schon bislang durch eine hohe Studienabbrecherrate gekennzeichnet sind. Für die Studienanfänger der Jahre 2000 bis 2004 liegt die entsprechende Quote an den Fachhochschulen bei 39 %, an den Universitäten dagegen bei 25 %.
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Das scheint den Erwartungen, die mit der Einführung der neuen Studiengänge verbunden sind, zu widersprechen. Dabei darf allerdings nicht übersehen werden, dass zum einen die Aussagen zum Umfang des Studienabbruchs jene Studienanfänger-Jahrgänge betreffen, die sicherlich besonders mit Anfangs- und Umstellungsschwierigkeiten konfrontiert wurden. Zum anderen aber zeigt sich im Bachelor-Studium sowohl an den Universitäten als auch an den Fachhochschulen ein nach Fächergruppen differenziertes Bild. Während vieles dafür spricht, dass die universitären Bachelor-Studiengänge in den Sozialwissenschaften, in den Sprach- und Kulturwissenschaften sowie in den Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften zu einem deutlichen Rückgang des Studienabbruchs beigetragen haben, gibt es starke Indizien dafür, dass die Anzahl der Studienabbrecher in den Bachelor-Studiengängen der Ingenieur- und Wirtschaftswissenschaften an den Fachhochschulen überdurchschnittlich hoch ausfällt. Insgesamt beträgt die Quote des Studienabbruchs im Bachelor-Studium 30 %.

Die hohen Abbruchraten können dabei nicht dazu dienen, das Konzept der neuen Studienstrukturen oder sogar den gesamten Bologna-Prozess in Frage zu stellen. Vielmehr weisen die fächergruppenspezifischen Differenzen darauf hin, dass der Studienerfolg in den Bachelor-Studiengängen im Zusammenhang zu sehen ist mit der Art und Weise, wie die Bachelor-Master-Strukturen umgesetzt wurden. Deshalb ergibt sich ein hoher Handlungsbedarf besonders für bestimmte Studienbereiche an den Hochschulen. (www.his.de)
9.
Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung  
Mit der Qualifizierungsinitiative will die Bundesregierung ein zentrales Reformpaket für Deutschland anstoßen:

Die Bundesregierung benennt in ihrer Qualifizierungsinitiative folgende zentrale Weichenstellungen und Maßnahmen aus ihrem Verantwortungsbereich:

1. Mehr Bildungschancen für Kinder unter sechs Jahren

Die Bundesregierung wird zusammen mit den Ländern und Kommunen bis zum Jahr 2013 das Angebot an Betreuungsplätzen in Kindertagesstätten und Tagespflege auf bundesdurchschnittlich 35 Prozent der Kinder unter drei Jahren ausbauen. Das Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und das BMBF werden im Frühjahr 2008 eine Fortbildungsinitiative für 80.000 Erzieherinnen und Erzieher sowie Tagesmütter und -väter starten, die die entsprechenden Anstrengungen der Länder unterstützt.
Die Bundesregierung unterstützt darüber hinaus die frühe Sprachförderung und das Modell von "Bildungshäusern" beim Übergang von Kita zur Schule.

2. Jeder Bildungsweg soll zu einem Abschluss führen

Rund 15 Prozent der jungen Menschen zwischen 20 und 29 Jahren bleiben ohne Berufsabschluss. Mit verschiedenen Maßnahmen soll dem entgegen gewirkt werden.

Ausbildungsbonus

Die Bundesregierung setzt für Altbewerberinnen und Altbewerber mit verminderten Chancen auf einen Berufsabschluss das Konzept "Jugend - Ausbildung und Arbeit" um. Betriebe, die zusätzliche Ausbildungsplätze schaffen und diese mit besonders förderbedürftigen Altbewerbern besetzen, erhalten einen Ausbildungsbonus, dessen Höhe von der Ausbildungsvergütung abhängt. Darüber hinaus werden die ausbildungsbegleitenden Hilfen intensiviert, Ausbildungspaten unterstützt und die Berufsberatung verbessert.

Ausbildungsbausteine

In 10 - 12 wichtigen Berufen des dualen Systems sollen Ausbildungsbausteine erprobt werden, mit denen Altbewerbern ein schrittweiser Übergang in reguläre duale Ausbildung oder eine Zulassung zur Externenprüfung vor der Kammer ermöglicht wird.

Mit weiteren Maßnahmen soll die Beratung der Jugendlichen und ihre Ausbildungsfähigkeit verbessert und die berufliche Ausbildung modernisiert werden.

3. Aufstieg durch Bildung

Um die Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen Zweigen des Bildungssystems deutlich zu erhöhen und mehr Aufstiegswege aus der Berufsausbildung und der Berufstätigkeit heraus zu eröffnen, wird das BMBF ab 2008 an begabte Absolventinnen und Absolventen einer dualen Ausbildung, die ein Hochschulstudium anschließen wollen, ein Aufstiegsstipendium vergeben. Die Bundesregierung wird das Meister-BAföG entsprechend der bereits beschlossenen Erhöhung der BAföG-Sätze für Studierende erhöhen und darüber hinaus prüfen, inwieweit die Anwendungsbereiche der Förderung im Rahmen des AFBG aufstiegsorientiert erweitert werden können. Außerdem wird ein Wettbewerb für Hochschulen vorbereitet, mit dem das berufsbegleitende Studium gefördert und die Hochschulen dazu angeregt werden sollen, passgenaue Angebote für die wissenschaftliche Weiterbildung von Berufstätigen zu entwickeln.

4. Den Übergang von der Schule in die Hochschule erleichtern

Derzeit nehmen 36,6 Prozent eines Jahrgangs ein Hochschulstudium auf - deutlich weniger als im OECD-Durchschnitt (54 Prozent). Die Bundesregierung hält an dem im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Ziel fest, künftig 40 Prozent eines Altersjahrgangs für ein Hochschulstudium zu gewinnen. Um die Kapazitäten zu erweitern, haben Bund und Länder bereits den Hochschulpakt geschlossen, durch den in den nächsten Jahren 90.000 zusätzliche Studienanfängerinnen und -anfänger eine Studienchance erhalten sollen. Nun wird die Bundesregierung die Länder darin unterstützen, die bisherige ZVS zu einer Serviceagentur umzugestalten, um mehr Transparenz über das Studienangebot herzustellen sowie die Vermittlung zwischen Studienplatzangebot und -nachfrage zu verbessern. Insbesondere wird die Bundesregierung Maßnahmen unterstützen, um für den Studienstandort Ostdeutschland zu werben.

5. Mehr Aufmerksamkeit für Technik und Naturwissenschaften

Deutschland braucht Absolventinnen und Absolventen der Fächer Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften sowie Technik. Die Bundesregierung beauftragt das BMBF, zusammen mit den Forschungsorganisationen, Unternehmen und Berufsverbänden im Jahr 2008 das "Freiwillige Technische Jahr" zu starten, in dem junge Leute nach dem Abitur unmittelbar  Erfahrungen sammeln und diejenigen, die noch unschlüssig sind, testen können, ob sie einen  Beruf im naturwissenschaftlich-technischen Bereich wählen wollen.

6. Chancen für Frauen verbessern

Während die Erwerbstätigenquote der Frauen mittlerweile bei über 60 Prozent liegt, sind Frauen in Führungspositionen in Privatwirtschaft, Wissenschaft und öffentlicher Verwaltung nach wie vor deutlich unterrepräsentiert. Die Bundesregierung unterstützt insbesondere mit Programmen des BMFSFJ, BMBF und BMWi Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung dabei, das Potenzial von Frauen besser zu nutzen, etwa durch einen Ausbau der Angebote zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Das BMBF wird beauftragt, einen Pakt mit Verbänden und Unternehmen zur Gewinnung von jungen Frauen für Hightech-Berufe vorzubereiten. Bund und Länder werden ein "Professorinnenprogramm" starten. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) wird im Rahmen eines Wettbewerbs besonders familienfreundliche Hochschulen fördern.

7. Weiterbildung - Lernen im gesamten Lebenslauf

Die Bundesregierung will regionale Strukturen der Weiterbildung stärken: Das BMBF bereitet mit großen Stiftungen eine gemeinsame Initiative zum Ausbau regionaler Weiterbildungsstrukturen vor. Für eine bessere Analyse des Qualifizierungsbedarfs und zur Verbesserung der Wirksamkeit der Weiterbildungsförderung soll bei der Bundesagentur ein Weiterbildungsmonitoring eingeführt werden, in das die Bundesagentur für Arbeit die Arbeitsmarktakteure einbezieht. Vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung in den neuen Ländern plant das BMVBS in Ostdeutschland einen Wettbewerb zur Unterstützung von Vorhaben, die eine vorausschauende Qualifizierungspolitik auf regionaler Ebene anstreben. Um verlässliche Daten über die Qualität unseres Bildungssystems zu erhalten startet die Bundesregierung ein neues Rahmenprogramm zur Förderung der empirischen Bildungsforschung. Mit einem "Berufsbildungs-Pisa" soll die Leistungsfähigkeit von beruflichen Ausbildungssystemen sowie Berufsbildungsorganisationen festgestellt werden.
(Quelle: www.bmbf.de)

10.
Weiterbildung: Wichtiges Thema im Handel 
Die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter ist den meisten Einzelhandelsunternehmen wichtig. Das zeigte eine Umfrage der BBE Unternehmensberatung im Auftrag des Fachmagazins handelsjournal unter Unternehmen des Wirtschaftszweigs. Danach werden die meisten Mitarbeiter direkt am Arbeitsplatz fortgebildet, etwa durch persönliches Training und Coaching. 57 Prozent der befragten Unternehmen nutzen auch Schulungsangebote von Herstellern. Die Hälfte der Befragten nutzt Weiterbildungsangebote von Bildungsträgern und schickt das Personal zu Seminaren außer Haus. Schulungen im Haus veranstalten 43 Prozent der Unternehmen. E-Learning und Fernstudien setzen bereits elf Prozent ein, wobei für diese Lernform – zumeist in der kombinierten Variante des Blended Learning – ein beträchtliches Wachstumspotential aufweist. Einen hohen Stellenwert hat bei der Weiterqualifizierung der Mitarbeiter auch der Umgang mit älteren Kunden. 
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11.
Bildungspläne und G8 sind in nahezu allen Bundesländern etabliert 
In fast allen Bundesländern ist das Abitur nach 12 Schuljahren bereits eingeführt. Dies teilte die Bundesregierung im Bundestag in ihrer Antwort (16/7963) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion mit. Immerhin durchlaufen Schüler und Schülerinnen in elf Bundesländern seit spätestens diesem Schuljahr das verkürzte Abitur. Drei ostdeutsche Länder hatten nie oder nur kurzzeitig auf die dreizehnjährige „Schullaufbahn“ umgestellt. Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein werden als letzte im kommenden Schuljahr das sogenannte G8, also das achtjährige Gymnasium, einführen. Nur die Mainzer Landesregierung habe beschlossen, G8 ausschließlich an Ganztagsschulen einzuführen. In anderen Ländern liege die Entscheidung bei den Schulen, ob sie auf ein ganztägiges Angebot umstellen. In vielen Ländern seien zudem Einschulungen vorverlegt worden, so dass Kinder früher zur Schulen gehen könnten. Die Stichtage, an denen die Kinder mindestens sechs Jahre alt sein müssen, um im kommenden Schuljahr eingeschult zu werden, variieren vom 30. Juni bis zum 30. Dezember. Von 1992 bis 2004 war die Zahl der vorzeitigen Einschulungen kontinuierlich von 23.640 auf 74.319 Kinder angestiegen. Neun Bundesländer haben eine flexible Schuleingangsphase eingeführt, darunter Brandenburg und Hessen. Jede Länderregierung hat inzwischen Bildungspläne oder -vereinbarungen vorgelegt, um die Kinder beim Übergang von Kindergarten in Grundschule zu unterstützen. Die Art der Erstellung, die Umsetzung und Inhalte sind aber in jedem Land unterschiedlich.

In einigen Ländern wird recht heftig über die Umstellung auf ein Abitur in zwölf Jahren diskutiert. Dabei wird deutlich, dass die Schulen, die Lehrpläne mit ihrer zum Teil heftigen Fülle, die Lehrer, die Unterrichtsorganisation auf die neue Situation angepasst und eingestellt werden. Den Stoff von neun Schuljahren einfach in acht Jahren vermitteln zu wollen, ist zum Scheitern verurteilt; die Unterrichtsstunden auf 35 bis 40 die Woche zu erhöhen, überfordert sicher Schüler und Lehrer. Hier muss der rechte Mittelweg noch gefunden werden.
12. Wachsender Qualifikationsbedarf in Europa
Welche Qualifikationen brauchen die Europäer in den kommenden Jahren? Diese spannende Frage stellt sich in internationaler werdenden Arbeitsmärkten und bei wachsender Mobilität auf internationaler Ebene – auch wenn die meisten Menschen ihren Arbeitsplatz auf nationaler Ebene haben. Das Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (Cedefop) stellte jetzt seine erste Prognose zum Qualifikationsbedarf bis zum Jahr 2015 vor. Die Studie „Zukünftiger Qualifikationsbedarf in Europa: mittelfristige Prognose“ kommt zu dem Schluss, dass die Nachfrage nach Fertigkeiten und Qualifikationen in den meisten Berufen, auch bei den sogenannten einfachen Beschäftigungen, nach oben tendiert. Dies ist bedingt durch das kontinuierliche Wachstum des Dienstleistungssektors und den umwälzenden Wandel in Technologie und Unternehmen. Die Prognose des Cedefop lässt erkennen, dass die langjährige Umstellung der europäischen Volkswirtschaften weg vom primären und verarbeitenden Sektor hin zum Dienstleistungssektor noch nicht ganz abgeschlossen ist. Insbesondere in den neuen Mitgliedstaaten ist dies der Fall. Der Übergang erfolgt jedoch allmählich: In den traditionellen Sektoren sind noch immer zahlreiche Menschen beschäftigt, was auch mittelfristig so bleiben wird. Dies gilt für alle alternativen Szenarien, die für die Prognose analysiert wurden (von „optimistisch“ bis „pessimistisch“).

Ján Figel', EU-Kommissar für allgemeine und berufliche Bildung, Kultur und Jugend, sagte zur Studie: „Mit dem ständigen Wandel der Weltwirtschaft ändern sich auch die Qualifikationen, die die Menschen für den Arbeitsmarkt benötigen. Die Frage lautet jedoch: Welche Qualifikationen werden das sein? Ich freue mich, dass uns heute eine Studie vorliegt, die uns eine klarere Vorstellung davon vermittelt, welche Qualifikationsdefizite vermutlich in den folgenden Jahren auftreten werden. Mit diesen Informationen können Junge wie Ältere ihre Lernziele neu definieren und ihren Fortbildungs- und Lernbedarf festlegen.“

Es wird erwartet, dass bis 2015 im primären Sektor europaweit 10 Millionen Arbeitnehmer beschäftigt sein werden - zurückgehend von 12 Millionen im Jahr 2006 (15 Millionen 1996), während im verarbeitenden Sektor 34,5 Millionen Menschen beschäftigt sein werden - zurückgehend von 35 Millionen im gleichen Zeitraum (38 Millionen 1996).

Das eigentliche Wachstum ereignet sich jedoch im Dienstleistungssektor. Die Wirtschaft insgesamt wird bis 2015 mehr als 13 Millionen neue Arbeitsplätze schaffen - trotz des Verlustes von mehr als 2 Millionen Stellen im primären Sektor und einer halben Million im verarbeitenden Sektor. In Transport und Vertrieb, einschließlich Fremdenverkehr, werden 3,5 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze entstehen, während verschiedene Dienstleistungsbereiche mittelfristig die besten Beschäftigungsaussichten bieten: Bis 2015 werden dort 9 Millionen neue Arbeitsplätze entstehen. Weitere 3 Millionen Stellen werden in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Soziales geschaffen.

Noch deutlicher in ihren Auswirkungen als die kontinuierliche Verlagerung auf den Dienstleistungssektor ist die steigende Nachfrage nach Fertigkeiten und Qualifikationen auf allen Ebenen. Die Nachfrage nach hohen Qualifikationen hat ihren Höhepunkt noch nicht erreicht. Heute sind 80 von 210 Millionen europäischen Arbeitnehmern in hoch qualifizierten, nicht manuellen Tätigkeiten beschäftigt. Dieser hohe Anteil soll noch weiter zunehmen.

Von 2006 bis 2015 wird Europa 12,5 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze auf höchstem Qualifikationsniveau und 9,5 Stellen auf mittlerem Niveau (insbesondere berufliche Qualifikationen) hinzugewinnen. Arbeitsplätze für Beschäftigte mit niedrigen Qualifikationen werden dagegen um 8,5 Millionen zurückgehen. Selbst Arbeitsplätze für ungelernte Arbeiter erfordern mehr Qualifikationen, während ausgebildete Facharbeiter in erhöhtem Maß mittlere Qualifikationen erwerben müssen.

Dies wirkt sich sehr deutlich auf die Beschäftigungslage aus. Zurückgehende Bevölkerungszahlen bedeuten eine dauernde Notwendigkeit, Arbeitnehmer zu ersetzen, auch in schrumpfenden Sektoren und Beschäftigungsfeldern. Die Qualifikationsanforderungen steigen dagegen dramatisch an, die neuen Arbeitnehmer benötigen höhere Qualifikationen, um „denselben Job zu machen“. (Download der Studie unter www.trainingvillage.gr)
13. Termine
09. bis 10. April 2008

Personal 2008 – 9. Fachmesse für Personalmanagement, Ort: Stuttgart, Information: www.personal-im-web.de
21. bis 23. April 2008
Sprachen & Beruf, 7. Konferenz für Fremdsprachen und internationale Business Kommunikation, Ort: Düsseldorf, Information: www.sprachen-beruf.com
09. bis 10. September 2008

Zukunft Personal 2008, Ort: Köln, Information: www.personal-im-web.de
28. und 29. Oktober 2008

2. Jahresforum Personal & Wirtschaft, Ort: Köln, Information: www.personalwirtschaft-forum.de















PAGE  
14

_1046612279

